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Einleitung 

Das Arbeitsrecht ist zum Schutz der Arbei tnehmer in der Mehrzahl der 
Rechtsordnungen in weiten Bereichen durch zwingende Vorschr i f ten aus-
gestaltet.1 

Bei internationalen Arbeitsverhältnissen besteht j edoch die Gefahr , dass 
der Arbei tnehmer durch die Anwendung einer f remden Rechtsordnung -
nach inländischem Verständnis - nicht hinreichend geschützt wird. Diese 
Gefahr wird dadurch verstärkt, dass das internationale Privatrecht auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts in Art. 6 EVÜ' bzw. des diese Vorschrif t umset-
zenden Art. 30 EGBGB als Teil des a l lgemeinen internationalen Schuld-
vertragsrechts geregelt ist und den Vertragsparteien daher grundsätzlich 
die freie Rechtswahl gewährt . 

Wegen der besonderen Schutzbedürf t igkei t des Arbei tnehmers wird -
wie dies auch für andere besonders .schutzbedürftige Vertragsparteien wie 
die Verbraucher gilt - die Wirkung einer Rechtswahl aber eingeschränkt 
und bei fehlender Rechtswahl eine besondere Anknüpfung gewählt . Nach 
Art. 6 Abs. 2 EVÜ bzw. Art. 30 EGBGB wird das anzuwendende Recht an 
den Ort der gewöhnlichen Verrichtung der Arbei t bzw. bei fehlender ge-
wöhnlicher Tätigkeit in ein und demselben Staat an den Ort der Niederlas-
sung, die den Arbei tnehmer eingestellt hat, angeknüpf t . Bei Bestehen en-
gerer Verbindungen zu dem Recht eines anderen Staates ist dessen Recht 
anzuwenden. Bei Wahl eines anderen als des objektiv angeknüpf ten Rechts 
bleibt dem Arbei tnehmer der Schutz der zwingenden Vorschr i f ten dieses 
Rechts gemäß Art. 6 Abs. 1 EVÜ bzw. Art. 30 Abs. 1 E G B G B erhalten. 

Im Regelfall führt diese Anknüpfung dazu, dass dem Arbei tnehmer -
auch wenn an sich ein anderes Recht anwendbar ist - die zwingenden Vor-
schriften des Rechts seines gewöhnl ichen Beschäf t igungsor tes zugute 
kommen. Insbesondere die Auswei tung des freien Dienst leis tungsverkehrs 
innerhalb des EWR hat jedoch dazu geführt , dass vielfach Arbei tnehmer 
zeitweise ihre Arbeit in einem anderen Staat ausüben, ohne dass dieser 

' In e inzelnen Bereichen können auch zwingende Vorschr i f ten zuguns ten des Arbei t -
gebers bestehen (Höchs tarbe i t sbedingungen) , siehe dazu Junker, Internat ionales Arbei ts-
recht im Konzern , S. 266 f. Dies ist aber nicht der Regelfa l l . 

" Römisches E W G - Ü b e r e i n k o m m e n über das auf ver t ragl iche Schuldverhäl tn isse an-
zuwendende Recht vom 19. Juni 1980, BGBl. 1986 II, S. 810 in der Fassung des 3. Bei-
t r i t t sübere inkommens vom 29. N o v e m b e r 1996 (BGBl . 1999 II, S. 7). 



2 Einleitung 

dann als gewöhnl icher Arbeitsort im Sinne des Art. 6 Absatz 2 a) EVÜ 
bzw. Art. 30 Abs. 2 Nr. 1 E G B G B bezeichnet werden könnte. Die Vor-
schrif ten des Beschäf t igungsor tes bleiben dann grundsätzl ich unberück-
sichtigt. 

Es kann jedoch ein erhebliches Interesse des Staates des Arbeitsortes 
bestehen, einzelne seiner Vorschr i f ten auch bei ausländischem Arbei tsver-
tragsstatut anzuwenden. ' Dieses Interesse an der Anwendung einzelner 
Normen lässt sich rechtstechnisch über die Qualif ikat ion dieser Normen als 
international zwingende Vorschr i f ten (Eingriffsnormen)^ im Sinne des 
Art. 7 Abs. 2 EVÜ5 bzw. Art. 34 E G B G B erreichen. 

In weiten Bereichen nicht geklärt ist, welchen konkreten Vorschrif ten 
ein solcher Charakter zuzuerkennen ist. Die Beantwortung dieser Frage 
setzt zunächst eine Klärung voraus, ob Interessen des Einzelnen überhaupt 
geeignet sind, einer Norm den Charakter einer international zwingenden 
Vorschrif t zu geben, wie dies für Normen zum Schutz öffent l icher Interes-
sen der Fall ist. Diese Fragestellung besitzt im Arbeitsrecht eine besondere 
Relevanz, da sich hier die Frage stellt, ob der Individualschutz nicht be-
reits durch Art. 6 EVÜ bzw. Art. 30 E G B G B abschließend geregelt ist und 
insoweit nur noch die Durchsetzung öffent l icher Interessen möglich ist o-
der ob auch individualschützende Vorschrif ten unter Art. 7 EVÜ bzw. 
Art. 34 E G B G B fallen können. Selbst bei Zugrundelegung der erstgenann-
ten Ansicht bleibt immer noch die schwierige Frage, ob es im öffent l ichen 
Interesse an einer best immten Arbei tsmarktordnung liegt, auch individual-
schützende Normen durchzusetzen. 

In den letzten Jahren hat sich darüber hinaus gezeigt, dass der Einfluss 
des Gemeinschaf ts rechts für die international zwingende Anwendung des 
deutschen Rechts sehr bedeutsam ist. Zum einen kann die Anwendung 
zwingender Vorschr i f ten dazu führen, dass der freie Dienstleistungsver-
kehr innerhalb der EG'' unzulässig beschränkt würde.7 Zum anderen kann 

1 In Einzelfäl len wird auch die A n w e n d u n g zwingender Vorschr i f ten eines anderen 
Staates als des jenigen des Arbei tsor tes in Betracht kommen. 

4 Zur Terminologie Junker IPRax 2000, 65, 66 und unten S. 17. 
Artikel 7 Abs. 1 EVÜ soll zunächst außer Betracht bleiben. 

6 Dies gilt g le ichermaßen im Rahmen des E W R - A b k o m m e n s vom 2. Mai 1992 in der 
Fassung des Anpassungspro toko l l s vom 17. März 1993 für das Gebiet des E W R . Im Ver-
hältnis zur Schweiz gilt seit dem 1. Juni 2002 das Abkommen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaf t und ihren Mitgl iedstaaten e inersei ts und der Schweizer ischen Eidgenos-
senschaf t anderersei ts über die Freizügigkei t (Art . 5 und Anh. I Art. 17 ff .) (ABl. EG 
2002 Nr. L 114, S. 6; Inkraft t reten ABl . EG 2002 Nr. L 114, S. 480). Die Assozi ierungs-
a b k o m m e n enthal ten im Al lgemeinen beschränk te Diskr iminierungsverbote , die gegebe-
nenfal ls auch zu berücks icht igen sind, s iehe z .B . das Urteil des EuGH Slg. 2003, 1-4135, 
4169. 

7 Genannt seien hier insbesondere die Urte i le des EuGH vom 23. November 1999 
(Slg. 1999, 1-8453) und vom 15. März 2001 (Slg. 2001, 1-2189). Auch für das Arbeit-
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bei der Auslegung nationaler Vorschriften zu beachten sein, dass diese auf 
gemeinschaftsrecht l ichen Vorgaben beruhen und den nationalen Umset-
zungsakten bei einer gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung ein inter-
national zwingender Charakter zuzuerkennen ist.8 

In diesem Zusammenhang gewinnt auch der bislang im Arbeitsrecht 
weitgehend vernachlässigte Gesichtspunkt der nach Art. 36 E G B G B erfor-
derlichen einheitl ichen Auslegung des Begriffes der international zwin-
genden Normen gemäß Art. 34 EGBGB neue Bedeutung. 

Diese Aspekte geben Anlass, den zwingenden Charakter arbeitsrechtli-
cher Normen (neu) zu untersuchen. Ziel wird es dabei sein, nicht nur ' nach 
allgemeinen Kriterien festzustellen, welchen Normen ein solcher Charakter 
zukommen kann1" und welchen Einfluss das Gemeinschaf t s recht besitzt ," 
sondern aufgrund der gefundenen Ergebnisse festzustel len, welchen kon-
kreten Normen des deutschen Arbeitsrechts einschließlich des unmit telbar 
anwendbaren Gemeinschaftsrechts eine international zwingende Wirkung 
beizumessen ist.1" Ausländische Normen werden dabei insoweit zu berück-
sichtigen sein, als sie auch für die Auslegung des deutschen Rechts von 
Relevanz s ind." Gerade im Arbeitsrecht sind die Rechtsordnungen aller-
dings so unterschiedlich, dass die Wertungen eines anderen Rechts häuf ig 
nur sehr eingeschränkt auf das deutsche Recht übertragen werden können. 

nehmeren t sendegese tz ergaben sieh ähnliche I rageslel lungen, s iehe insbesondere das Ur-
teil des EuGH vom 24. Januar 2002 (Slg. 2002. 1-787). 

* So hat der EuGH außerhalb des Arbeitsrechts die Handelsver t rc terr icht l in ie dahin-
gehend ausgelegt , dass der dort gewährte Ausgleichsanspruch des Handelsver t re ters bei 
Beend igung des Vertragsverhäl tnisses bei Tätigkeit innerhalb der EG international zwin-
gend ist (Slg. 2000, 1-9305). In Deutschland war der Ausgle ichsanspruch des Handelsver-
treters zuvor im Al lgemeinen nicht für international zwingend gehal ten worden (vgl. 
Baumbach/Hopt, Handelsgese tzbuch, 30. Auflage, § 92c Rdnr. 1 sowie nunmehr in der 
31. Auf lage § 92c Rdnr. 10 und Freilag/Leihle R1W 2001, 287, 288 f.). Siehe zuletzt aus-
führl ich zum Einf luss des EG-Rechts in diesem Zusammenhang Fetsch, E ingr i f f snormen 
und EG-Ver t rag . Für das Arbeitsrecht vgl. den kurzen Überbl ick bei Taschner, Arbei ts-
vertragsstatut und zwingende Best immungen nach dem Europäischen Schuldver t rags-
übe re inkommen , S. 271 ff. 

9 In diese Rich tung zum Beispiel Stall, E ingr i f fsnormen im Internat ionalen Privat-
recht. 

10 Siehe unten S. 5 ff. 
" Siehe unten S. 167 ff. 
12 Siehe unten S. 265 ff. 
11 Siehe zu einer rechtsvergleichenden Darstellung der e inze lnen Rech tsordnungen 

Taschner, Arbei tsver t ragss ta tut und zwingende Bes t immungen nach dem Europäischen 
Schu ldver t ragsübere inkommen, S. 276 ff. 





Kapitel 1 

Begriff der international zwingenden Normen nach 
Art. 34 EGBGB/Art. 7 EVÜ 

I. Art. 34 EGBGB im System des internationalen 
S chuldvertragsrechts 

Das internationale Schuldvertragsrecht - wie es sich nach Inkrafttreten des 
EVÜ bzw. der dieses umsetzenden Art. 27 ff. EGBGB im gesamten Be-
reich der EG14 darstellt - beruht auf der Anerkennung der Möglichkeit der 
Rechtswahl gemäß Art. 27 Abs. 1 EGBGB und im Fall des Fehlens einer 
Rechtswahl auf der Anknüpfung an das Recht des Staates der engsten Ver-
bindung (Art. 28 Abs. 1 EGBGB). 

Die in diesen Kollisionsnormen enthaltenen allseitigen Anknüpfungen 
führen vielfach zur Anwendung fremden Rechts. Es kann dann aber sein, 
dass eine solche Anwendung fremden Rechts zu unerwünschten Ergebnis-
sen führt.15 Als nicht in allen Bereichen akzeptabel erweist sich dabei ins-
besondere, dass auch das nach nationalem Recht zwingende Recht durch 
eine entsprechende Rechtswahl oder auch durch die objektive Anknüpfung 
nach Art. 28 EGBGB verdrängt wird. " 

1. Regelungsmethoden zur Vermeidung der Anknüpfung an ein 
ausländisches Recht 

Zur Vermeidung eines solchen Ergebnisses sieht das geltende internationa-
le Privatrecht unterschiedliche Regelungsansätze vor.'7 

14 Für die zehn am 1. Mai 2004 beigetretenen Mitgl iedstaaten ist das EVÜ noeh nicht 
in Kraf t getreten, das Bei t r i t t sübereinkommen vom 14. April 2005 (ABI. EU Nr. C 169, 
S. 1) sieht aber eine unveränder te Übernahme des EVÜ auch durch diese Mitgl iedstaaten 
innerhalb einer kurzen Rat i f iz ierungsfr is t (siehe die Gemeinsame Erklärung der Hohen 
Vert ragspar te ien zu dem Bei t r i t t süberc inkommen, ABl. EU Nr. C 169, S. 9) vor. 

15 Vgl. Staudinger/A/agvu/.v Art. 27 E G B G B Rdnr. 24 f., 26 ff. 
16 Vgl. Kegel/Schitrig, Internationales Privatrecht , § 18 I 1 c (S. 654). 
17 Hinzuweisen bleibt auch auf die Einschränkungen der Rechtswahl bei gemäß 

Art . 37 S. 1 Nr. 4 E G B G B von den Art. 27 ff. E G B G B nicht erfass ten Vers icherungsver -
t rägen (unter Vorbehal t der Regelung des Art. 15 EGVVG) , für die Art. 8 E G V V G 
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a) Rein nationale Sachverhalte 

Zunächst werden die (intern) zwingenden Bestimmungen des Rechts des 
Staates, mit dem der zu beurteilende Sachverhalt mit Ausnahme einer 
Rechtswahl und einer eventuellen Gerichtsstandsvereinbarung als einziger 
Rechtsordnung verbunden ist, durch eine solche Rechtswahl gemäß Art. 27 
Abs. 3 EGBGB nicht berührt. '8 

b) Abweichende objektive Anknüpfung 

Des Weiteren werden in best immten Bereichen, in denen eine Partei be-
sonders schutzbedürftig erscheint, die objektiven Anknüpfungen abwei-
chend von der Regelanknüpfung des Art. 28 EGBGB vorgenommen. Dies 
gilt nach Art. 29 Abs. 2 und Art. 30 Abs. 2 EGBGB für Verbraucher- und 
Arbeitsverträge. Zwischen Art. 29 Abs. 2 EGBGB und Art. 30 Abs. 2 
EGBGB besteht allerdings - unabhängig von dem durch die einzelnen 
Rechte objektiv gewährten Schutz - insoweit ein Unterschied, als bei 
Art. 29 Abs. 2 EGBGB die Anknüpfung an das Recht des Staates des ge-
wöhnlichen Aufenthalts des Verbrauchers diesem die Anwendung des ihm 
vertraute(re)n Heimatrechts anstelle des sonst regelmäßig nach Art. 28 
Abs. 2 EGBGB anwendbaren Heimatrechts des Vertragspartners gewährt, 
während bei Art. 30 Abs. 2 EGBGB die primäre Anwendung des Rechts 
des Arbeitsortes für den Arbeitnehmer gegenüber der Anwendung des 

grundsätzl ich keine Rechtswahl und Art. 9 E G V V G nur bei bes t immten Beziehungen zu 
mehreren Staaten en tweder die Wahl des Rechts eines dieser Staaten oder j edes beliebi-
gen Staates zulässt (Erwei terungen der Rechtswahlmögl ichkei t in Art. 10 E G V V G ) . 

18 Inwiefern eine Rechtswahl in e inem Fall des Art. 27 Abs. 3 E G B G B nur eine mate-
riel lrechtl iche oder auch eine kol l i s ionsrecht l iche Wirkung hat, ist umstr i t ten (vgl. 
MünchHdbArbR/ÄiVÄ § 20 Rdnr. 5 einersei ts und Staudinger/M/gni/.v Art. 27 E G B G B 
Rdnr. 115 anderersei ts , j ewe i l s m . w . N . ) , wird aber im Regelfal l nicht zu unterschiedl i -
chen Ergebnissen führen (vgl. Junker, Internat ionales Arbei tsrecht im Konzern , S. 250). 
Ob eine Ausnahme für den von Junker genannten Beispielsfal l des Bestehens einer Lücke 
im gewähl ten Recht besteht , erscheint f ragl ich. In diesem Fall kann sich die Wahl des 
f remden Rechts durchaus auch auf die (mater ie l l recht l ichen) Regeln des gewähl ten 
P.echts zur Schl ießung von Lücken bez iehen , insbesondere wenn die (mater ie l l ) gewähl -
ten Rechtsnormen (unter dem Vorbehal t der nach Art. 27 Abs. 3 E G B G B nicht abwählba-
ren zwingend anzuwendenden Vorschr i f t en) grundsätz l ich die Gesamthei t der Rechts-
normen dieser Rechtsordnung umfassen (vgl. auch Garofalo Rivista di dirit to internazio-
nale privato e processuale 1996, 469 , 481 f.). Zum Verhäl tnis des Art. 27 Abs. 3 E G B G B 
zu Art. 30 E G B G B siehe S. 91 ff. Siehe dort auch zu einer mögl ichen Relevanz der Fra-
gestel lung für die A n w e n d u n g zwingender Bes t immungen der gewähl ten Rechtsordnung 
bei en tgegens tehenden Par te iabreden. Siehe auch Müsch, Rechtswahl f re ihe i t und 
Verbraucherschutz , S. 80 ff. zu den unterschiedl ichen Konsequenzen für die Einbezie-
hung aus ländischen Rechts durch A G B . Für den Bereich des Arbei ts rechts gewinnt diese 
Frage bei nach Art. 27 Abs . 3 E G B G B anwendba rem deutschen Recht durch die Ö f f n u n g 
des Arbei tsver t ragsrechts für die AGB-Kon t ro l l e durch ij 3 10 Abs. 4 B G B an Gewicht . 
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Recht seines gewöhnlichen Aufenthalts gemäß Art. 28 Abs. 2 EGBGB 
nicht generell als vorteilhaft bezeichnet werden kann." Dies gilt insbeson-
dere bei Einstellungen im Inland für (zeitlich befristete) Tätigkeiten im 
Ausland. 

c) Rechtswahlfestigkeit der Schutzbestimmungen des objektiv angeknüpften 
Rechts zugunsten der schwächeren Partei 

Der Schutzgedanke wird von Art. 29 Abs. 1 und Art. 30 Abs. 1 EGBGB 
dann aber deutlich dadurch wieder ausgesprochen, dass sie die zwingenden 
Bestimmungen dieses so objektiv angeknüpften Rechts für rechtswahlfest 
erklären. 

d) Durchsetzung von Verbraucherschutznormen durch Art. 29a EGBGB 

Außerhalb des Regelungsbereichs des EVÜ sieht der im Jahr 2000 in die 
Regelung des internationalen Schuldvertragsrechts in den Art. 27 bis 37 
EGBGB eingefügte Art. 29a EGBGB die Anwendung der Umsetzungsvor-
schriften bestimmter verbraucherschützender EG-Richtlinien ungeachtet 
des auf den Vertrag anzuwendenden Rechts beim Bestehen eines (in 
Art. 29a Abs. 2 EGBGB näher definierten) engen Zusammenhangs mit 
dem Gebiet des EWR vor. Eine entsprechende Regelung für die Anwen-
dung arbeitnehmerschützender EG-Richtlinien fehlt."" 

Neben diesen sektorspezifischen Regelungen bestehen zwei weitere In-
stitute, die die Anwendung eines fremden Rechts überlagern können. 

e) Ordre public 

Soweit die Anwendung einer Norm eines fremden Rechts zu einem Ergeb-
nis führt, das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offen-
sichtlich nicht vereinbar ist, ist diese Norm nicht anzuwenden ([negativer]21 

Siehe auch Calligaro, Le contrat international de travail, compé tence législative, 
S. 164 und dort auch S. 164 ff. zu Versuchen in Frankreich, der Ausweichk lause l des 
Art. 6 Abs. 2 am Ende EVÜ einen Schutzgedanken zugunsten des Arbe i tnehmers zuzuer-
kennen; diese Versuche sind in Deutschland ohne Resonanz gebl ieben und erscheinen 
auch nicht gerechtfer t ig t . 

"" Zur Frage der internat ionalpr ivatrecht l ichen Berücks icht igung von (arbei tsrecht l i -
chen) EG-Richt l in ien s iehe S. 223 ff. 

31 Der ( f rüher ) sogenannte posit ive ordre public der zwingenden A n w e n d u n g be-
st immter in ländischer Normen ist heute in Art. 34 E G B G B geregel t ; vgl. Kegel/Schurig, 
Internat ionales Privatrecht , § 16 I (S. 516 ff.); Schurig, Lois d ' app l ica t ion immédia te und 
S o n d e r a n k n ü p f u n g zwingenden Rechts: Erkenntnisfor tschri t t oder Mys t i f ika t ion? , S. 65 
und Jayme, Methoden der Konkret is ierung des ordre public im Internat ionalen Privat-
recht, S. 28 ff.; siehe zu Art. 34 E G B G B den nachfolgenden Abschni t t ; aus führ l ich in der 
älteren Literatur unter d e m Gesichtspunkt des Arbei tsrechts GamiUscheg, In ternat ionales 
Arbei tsrecht , S. 66 ff. In Deutschland erlangte der posi t ive ordre public im Ansch luss an 
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ordre public, Art. 6 EGBGB). Der ordre public hat insoweit eine subsidiä-
re Funktion, als er erst anwendbar ist, wenn in einem konkreten Fall die 
Anwendung der ausländischen Norm zu einem solchen nicht tolerablen Er-
gebnis führt." Ist bereits aus einem anderen Grund diese Norm nicht an-
wendbar (z.B. Anwendung eines günstigeren Rechts gemäß Art. 30 Abs. 1 
EGBGB), greift der ordre public nicht ein.25 

die Kritik Kahns (Die Lehre vom ordre public (Prohibi t ivgesetze)) keine wesentl iche Be-
deutung, siehe aber Dölle, Der ordre public im internat ionalen Privatrecht , S. 403, 406 f., 
der bes t immte (auch indiv idualschützende) Normen des inländischen Rechts zum (posit i-
ven) ordre public zählt; s iehe auch Mann, S o n d e r a n k n ü p f u n g und zwingendes Recht im 
internationalen Privatrecht , S. 61 1 f.; ebenfa l l s in die Richtung einer Anwendung des po-
sitiven ordre public gehend RG IPRspr . 1931 Nr. 7 zur A n w e n d u n g des deutschen Ab-
zahlungsgese tzes bei auf den Ver t rag anwendba rem nieder ländischen Recht; zur Kritik 
siehe Neumayer, Zur posi t iven Funkt ion der kol l is ionsrecht l ichen Vorbehal tsklausel , 
S. 187 ff.; vgl. zu der Entsche idung des RG ohne Problembewuss tse in auch LG Karlsruhe 
IPRspr. 1999 Nr. 32A. Siehe zu der Entsche idung des RG auch Knüppel, Zwingendes 
materiel les Recht und internat ionale Schuldver t räge, S. 122 ff. In Deutschland deutete in 
die Richtung eines posi t iven ordre public Art. 30 E G B G B a.F. mit seiner Unterscheidung 
des Vers toßes gegen die guten Sitten und gegen den Zweck eines deutschen Gesetzes , 
vgl. dazu auch Raape, Internat ionales Privatrecht , S. 95 ff. und die Kritik Slulz' ( JW 
1932, 591, 592) an der vorgenannten Entsche idung des RG („Nur weil der Wortlaut des 
Gesetzes auf den Vertrag zwischen den Parteien anwendbar ist, soll auch sein .Zwcck ' 
i.S. von Art. 30 E G B G B die A n w e n d u n g gebieterisch erfordern.") . In diese Richtung 
auch noch BGH NJW 1979, 488, 489. Eher verwirrend erscheint es demgegenüber , von 
einer residualen posi t iven Funktion des ordre public bei der Anwendung deutschen 
Rechts als Ersatzrccht bei der A n w e n d u n g des negat iven Funktion des ordre public zu 
sprechen, so aber Weller IPRax 2003, 520, 522 mit Fußnote 28. Nachweise zu Entschei-
dungen zum posi t iven ordre public in unterschiedl ichen Staaten bei Neumayer, Die Not-
gese tzgebung des Wir t schaf t s rech ts im internat ionalen Privatrecht, S. 43. Zu Frankreich 
siehe Batiffol/Lagarde, Droit internat ional prive I, Rdnr. 354 f. Hinzuweisen ist aller-
dings auf die nicht immer sorgfäl t ige Wor twahl . So deutet trotz der Verwendung des 
Begr i f fes „öf fen t l iche O r d n u n g " die Formul ie rung in Art. 3 Abs. 10 1. Gedankenstr ich 
der Richtl inie 96 /71/EG vom 16. D e z e m b e r 1996, ABl. EG 1997 Nr. L 18, S. 1 eher auf 
Vorschr i f ten international zwingenden Charak te rs als auf eine tatsächl iche Anwendung 
des ordre public hin; siehe dazu Orlandini Argoment i di diritto del lavoro 1999, 465, 
481. 

" Zur umstr i t tenen Frage der Rech ts fo lgen der N ich tanwendung einer ausländischen 
Norm aufgrund des ordre public s iehe MünehKomm/5o/;«pi?/)c/-gc'/' Art. 6 E G B G B 
Rdnr. 90 ff. m . w . N . 

11 In dem hier in teress ierenden Bereich des Arbei ts rechts hat der ordre public daher 
nur einen eher ger ingen Anwendungsbe re i ch , vgl. Staudinger/Wag«i/.v Art. 30 E G B G B 
Rdnr. 24 f.; Junker, Internat ionales Arbei ts recht im Konzern , S. 315 ff.; MünchHd-
b A r b R / B i r k § 20 Rdnr. 98, dieser auch zu mögl ichen Anwendungs fä l l en im Bereich des 
Kündigungsschu tzes in Rdnr. 101. 



I. Art. 34 EGBGB im System des internationalen Schuldvertragsrechts 9 

f ) International zwingende Normen 

Art. 34 EGBGB sieht darüber hinaus vor, dass die Art. 27 ff. EGBGB nicht 
die Anwendung der Best immungen des deutschen Rechts, die ohne Rück-
sicht auf das auf den Vertrag anzuwendende Recht den Sachverhalt zwin-
gend regeln, berühren.24 

2. Die grundsätzliche Anerkennung international zwingender Normen 

a) Normgehalt des Art. 34 EGBGB 

Art. 34 EGBGB setzt damit voraus, dass es (auf Schuldverträge bezoge-
ne)25 Normen gibt, deren Anwendung nicht davon abhängt, dass eine der 

24 Im Bereich von Vers icherungsver t rägen , für die nach Art. 37 Nr. 4 E G B G B Art. 34 
E G B G B nicht direkt gilt, ist strittig, ob über die Verweisung in Art. 15 E G V V G ebenfal ls 
Art. 34 E G B G B gilt (dagegen z .B. Ste\iA\n%erlArmbrüster Anh I zu Art. 37 E G B G B 
Rdnr. 87; dafür MünchKomm/Martiny Art. 37 E G B G B Rdnr. 171, j ewe i l s m .w .N . ; Base-
dow/Drasch NJW 1991, 785, 788). Für die Anerkennung einer solchen Mögl ichkei t 
spricht eine r ich t i in ienkonforme Aus legung , da die den Art. 7 ff. E G V V G zugrunde lie-
genden Richtl inien 88 /357 /EWG (ABl. EG Nr. L 172, S. 1) und 2002/83 /EG (ABl. EG 
Nr. L 345, S. 1), die die Richt l inie 9 0 / 6 1 9 / E W G (ABl. EG Nr. L 330, S. 50) ersetzt, aus-
drückl ich Art. 7 EVÜ en tsprechende Regelungen enthal ten (siehe dazu auch Wördemann, 
Internat ional zwingende Normen im Internat ionalen Privatrecht des europäischen Versi-
cherungsver t rages , S. 79 f.; s iehe auch § 4 des österreichischen IVVG, das eine entspre-
chende ausdrückl iche Regelung enthält , dazu S. 48). Davon unabhängig ist die Frage, 
welchen Normen ein entsprechender Charakter zuzuerkennen ist (siehe dazu ausführ l ich 
Wördemann, International zwingende Normen im Internat ionalen Privatrecht des europä-
ischen Vers icherungsver t rages , S. 1 1 1 ff.). 

25 Art. 34 E G B G B bezieht sich seiner sys temat ischen Stel lung und der Herkunf t aus 
dem EVÜ und dem Wort laut nach („Dieser Unterabschni t t berührt nicht . . . " ) nur auf ver-
t ragl iche Schuldverhäl tn isse und ist innerhalb dieser auch nicht auf den Fünf ten Unterab-
schnitt beschränkt (siehe zur A n w e n d u n g auf alle auf das EVÜ zurückgehende Normen 
Bamberger/Roth/S/j /cA/jo/ / Art. 34 E G B G B Rdnr. 5; Staudinger /Magnws Art. 34 E G B G B 
Rdnr. 44; gegen BGHZ 121, 224, 235; s iehe zu dem auf das EVÜ zurückgehenden 
Art . 1 1 E G B G B unten S. 402 ). Selbst wenn man der Wor t lau ta rgumenta t ion des B G H 
folgt , kann daraus nicht geschlossen werden , dass es außerha lb des Unterabschni t tes kei-
ne international zwingenden Normen geben kann. Das Konzept der international zwin-
genden Normen ist nämlich nicht auf ver tragl iche Schuldverhäl tn isse beschränkt . So ent-
hält Art. 12 des Vorschlags für eine Verordnung über das auf außerver t ragl iche Schuld-
verhäl tn isse anzuwendende Recht ( K O M ( 2 0 0 3 ) 427 endgül t ig) eine en tsprechende Defi-
nition für die außerver t ragl ichen Schuldverhäl tn isse . Dies zeigt, dass es sich bei den in-
ternat ional zwingenden Normen um ein a l lgemeines internat ionalpr ivatrecht l iches Kon-
zept handel t ( B a m b e r g e r / R o t h / S / w M o / / Art. 34 E G B G B Rdnr. 6). Die völkerrecht l iche 
Legi t imat ion für vom EVÜ abwe ichende A n k n ü p f u n g e n enthält Art. 7 Abs. 2 EVÜ. Da-
mit kann auch eine deutsche N o r m einen vom EVÜ abweichenden ( insbesondere aus-
drückl ich geregel ten) Anwendungsbe re i ch haben, ohne dass h ie r für Art . 34 E G B G B not-
wend ig wäre. Diskutieren lässt sich dann noch darüber , ob insoweit von Normen im Sin-
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Verweisungsnormen der Art. 27 ff. E G B G B über die Bes t immung des an-
wendbaren Rechts zu ihrer Anwendung führt . Art. 34 E G B G B selbst ent-
hält zunächst einmal nur den Vorbehal t , dass es Fälle geben kann, in denen 
Normen des deutschen Rechts2 ' ' Anwendung finden, ohne dass dieses Recht 
durch die Art. 27 ff. E G B G B als das anwendbare bezeichnet worden wä-
re.27 Art. 34 E G B G B ist damit nicht mehr als eine Öffnungsklause l , die 
selbst keine Anknüpfung enthält.28 Damit ist j edoch noch keine Entschei-
dung darüber get roffen, welchen Normen im Einzelnen ein solcher Charak-
ter zuzusprechen ist. 

Der konkrete Normgehal t des Art. 34 E G B G B (Art. 7 Abs. 2 EVÜ) ist 
daher - neben der Anerkennung, dass es solche Vorschrif ten überhaupt ge-
ben kann - vor allem unter dem Aspekt des Verhältnisses von nationalen 
zu staatsvertraglichen Vorschr i f ten zu sehen. Die Vertragsstaaten sind -
wegen der staatsvertraglichen Grundlage des Art. 7 Abs. 2 EVÜ (über 

ne des Art. 34 E G B G B gesprochen werden soll. Vgl. dazu auch unten Fußnote 446 und 
S. 237 f. 

26 Damit ist die Berücks icht igung auch aus ländischer international zwingender Nor-
men nicht grundsätzl ich ausgeschlossen . Der deutsche Vorbehal t gegen Art. 7 Abs. I 
EVÜ, der die Berücks icht igung aus ländischer zwingender Vorschri f ten vorsieht , ändert 
hieran nach nahezu a l lgemeiner A u f f a s s u n g nichts (vgl. Staudinger//V/iigHif.s Art. 34 
E G B G B Rdnr. 1 10 m . w . N . ; Droste, Der Begr i f f der „zwingenden Bes t immung" in den 
Art. 27 ff. E G B G B , S. 109 f. mit Fußnote 120 f.). Die Problematik liegt v ie lmehr darin, 
welche aus ländischen Vorschr i f ten (und auf welche Weise) anzuwenden sind (siehe zum 
Meinungss tand Staudinger/A/«#m/.'; Art. 34 E G B G B Rdnr. 1 15 ff.; ausführ l ich auch Zep-
penfeld, Die allseit ige A n k n ü p f u n g von Eingr i f f snormen im Internationalen Wir tschaf ts -
recht, S. 36 ff.). Hier interessiert der Begr i f f der zwingenden Vorschr i f ten. Dieser ist aber 
für inländische und aus ländische international zwingende Normen grundsätzl ich iden-
tisch (Staudinger/Magm/.v Art. 34 E G B G B Rdnr. 1 13). Soweit es um die Frage der An-
w e n d u n g aus ländischer international zwingender Vorschr i f ten geht, bestehen keine Be-
sonderhei ten im internat ionalen Privatrecht des Arbei tsrechts . Vielfach werden j edoch 
die Normen des Arbei tsor tes in d iesem Sinn zu berücks icht igen sein, vgl. Krebber, Inter-
nat ionales Privatrecht des Kündigungsschu tzes bei Arbei tsverhäl tnissen, S. 300 ff. 
m . w . N . Die Frage, ob es sich dabei um eine A n w e n d u n g oder Berücks icht igung handelt , 
erscheint dabei aber im Ergebnis wenig relevant , da Art. 7 Abs. 1 EVÜ jedenfa l l s nicht 
die bedingungs lose A n w e n d u n g aus ländischer international zwingender Normen erfor-
dert. Siehe auch noch unten S. 128 ff. zu aus ländischen Normen des Arbei tsortes , die die 
Erfü l lungsmodal i tä ten regeln. 

27 M ü n c h K o m m I S o n n e n b e r g e r Einl IPR Rdnr. 56. 
2S Deutlich bei Sonnenberger Z V g l R W i s s 95 (1996) , 3, 35 m .w .N . ausgesprochen. 

Siehe auch Schurig Rabe lsZ 54 (1990) , 217, 234. Siehe auch Mentzel, Sonde ranknüpfung 
von Eingr i f fsrecht im Internationalen Ver t ragsrecht , S. 210: „Blanket tnorm". Siehe auch 
die Begründung bei Knüppel, Zwingendes mater ie l les Recht und internationale Schuld-
verträge, S. 81 f., der darauf abstellt , dass die Norm nur anordnet , dass das Übere inkom-
men die A n w e n d u n g entsprechender N o r m e n der lex fori nicht berühre, ihre A n w e n d u n g 
selbst aber nicht anordne. 
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